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21.504 n Pa. Iv. Bei häuslicher Gewalt die Härtefallpraxis nach Artikel 50 AIG 
garantieren - Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrates (SPK) hat am 17. November 2022 ihr 
Sekretariat beauftragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, den 
gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, Städte und Berggebiete, den 
Dachverbänden der Wirtschaft sowie bei weiteren interessierten Kreisen ein 
Vernehmlassungsverfahren zum beiliegenden Vorentwurf durchzuführen. 

 

Die Frist für die Vernehmlassung endet am 15. März 2023. 

 

Die Kommission schlägt vor, im Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG) die 
Härtefallregelung zu erweitern und zu präzisieren, um den ausländerrechtlichen Schutz von 
Opfern häuslicher Gewalt zu verbessern. 

In der Beilage erhalten Sie den Vorentwurf mit einem erläuternden Bericht. Die 
Vernehmlassungsunterlagen können Sie auch über die folgenden Internetseiten beziehen:  

 https://www.parlament.ch/de/organe/kommissionen/sachbereichskommissionen/kom
missionen-spk/berichte-vernehmlassungen-spk/vernehmlassung-spk-21-504 

 https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing#Parl. 
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Die Parlamentsdienste werden bei der Durchführung der Vernehmlassung vom 
Staatssekretariat für Migration (SEM) unterstützt. Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne 
des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir 
ersuchen Sie daher, Ihre Stellungnahmen elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch 
eine Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu senden: 
 

vernehmlassungSBRE@sem.admin.ch 

 

Für Rückfragen und allfällige Informationen stehen Ihnen seitens des Staatssekretariates für 
Migration Frau Nicole Marazzato (Tel. 058 465 89 14) sowie seitens des Sekretariates der 
Staatspolitischen Kommissionen Frau Katherine Haller (Tel. 058 322 97 78) gerne zur 
Verfügung. 

Für Ihre Stellungnahmen danken wir Ihnen im Voraus bestens. 

 

  Mit freundlichen Grüsse 

  

 

 
Marco Romano 
Kommissionspräsident 

 

Beilagen: 

- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht (d, f, i) 

- Liste der Vernehmlassungsadressaten (d, f, i) 
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